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Vorwort 

Die Frage nach dem Staat begleitet die Menschheit seit ihren 
frühesten politischen Überlegungen. Sie ist nicht nur ein 
theoretisches Thema, sondern berührt das tägliche Leben von 
Millionen Menschen, die in unterschiedlichen politischen 
Ordnungen leben, arbeiten und ihre Zukunft gestalten. 
Gerade in Regionen, in denen Selbstbestimmung, Identität 
und politische Teilhabe umstritten sind, gewinnt die Ausein-
andersetzung mit dem Staatsbegriff besondere Bedeutung. 

Diese kurze Studie entstand aus dem Bedürfnis heraus, 
Klarheit in eine Debatte zu bringen, die oft von Emotionen, 
Missverständnissen und ideologischen Gegensätzen geprägt 
ist. Sie richtet sich an Leserinnen und Leser, die die 
Grundlagen staatlicher Ordnung verstehen möchten, ohne 
sich in parteipolitischen Positionen zu verlieren. Ziel ist es, 
historische Entwicklungen, theoretische Konzepte und 
aktuelle Herausforderungen verständlich darzustellen und 
damit eine Grundlage für reflektiertes Denken zu schaffen. 

Die kurdische Frage bildet einen Schwerpunkt dieser Schrift, 
nicht weil sie sich auf eine einzige politische Lösung 
festlegen möchte, sondern weil sie zeigen will, wie vielfältig 
die Vorstellungen von Staatlichkeit sein können. Die 
kurdische Gesellschaft ist reich an politischen Ideen, 
historischen Erfahrungen und kulturellen Ausdrucksformen. 
Diese Vielfalt verdient eine sachliche, respektvolle und 
analytische Betrachtung. 

Das vorliegende Werk versteht sich daher als Beitrag zur 
Aufklärung: Es möchte Wissen vermitteln, Perspektiven 
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öffnen und dazu anregen, politische Fragen mit Ruhe, 
Vernunft und historischer Sensibilität zu betrachten. 

 

1 – Einleitung 

Die Frage nach dem Staat gehört zu den ältesten und zugleich 
aktuellsten Themen der politischen Philosophie. Seit der 
Antike versuchen Denkerinnen und Denker zu verstehen, 
warum Menschen Staaten bilden, welche Aufgaben diese 
erfüllen sollen und wie politische Ordnung legitimiert werden 
kann. Trotz dieser langen Tradition bleibt der Begriff „Staat“ 
bis heute missverständlich, emotional aufgeladen und oft 
ideologisch verzerrt. Gerade in Regionen, in denen politische 
Selbstbestimmung umstritten ist, wird der Staat nicht selten 
entweder romantisiert oder verteufelt, ohne dass seine 
tatsächliche Bedeutung nüchtern betrachtet wird. 

Diese kurze Studie verfolgt das Ziel, den Begriff des Staates 
wissenschaftlich zu klären und seine historische Entwicklung 
von der klassischen Philosophie bis zur Gegenwart nachzu-
zeichnen. Sie richtet sich an Leserinnen und Leser, die ein 
grundlegendes, aber fundiertes Verständnis staatlicher 
Ordnung gewinnen möchten. Dabei geht es nicht um 
politische Werbung, sondern um Aufklärung: um das 
Verstehen von Begriffen, Strukturen und historischen Zusam-
menhängen. 

Ein besonderer Schwerpunkt liegt auf der sogenannten 
„Kurdenfrage“. Kaum ein anderes Thema zeigt so deutlich, 
wie unterschiedlich Vorstellungen von Staatlichkeit sein 
können. Während ein Teil der kurdischen Gesellschaft die 
Gründung eines eigenen Staates als notwendige Voraus-
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setzung für Sicherheit, kulturelle Entfaltung und politische 
Selbstbestimmung betrachtet, lehnen andere Gruppen – 
darunter einflussreiche politische Bewegungen – die Idee 
eines Nationalstaates grundsätzlich ab. Diese Ablehnung 
beruht jedoch häufig auf spezifischen ideologischen 
Modellen, historischen Erfahrungen oder theoretischen 
Annahmen, die selten im Detail erklärt werden. 

Die vorliegende Schrift möchte helfen, diese Debatten zu 
entwirren. Sie bietet keine einfachen Antworten, sondern eine 
analytische Grundlage, auf der Leserinnen und Leser ihre 
eigenen Schlussfolgerungen entwickeln können. Indem sie 
die Geschichte des Staatsbegriffs, seine theoretischen Grund-
lagen und seine praktische Bedeutung beleuchtet, soll sie 
einen Beitrag zu einer sachlichen, informierten Diskussion 
leisten – sowohl innerhalb der kurdischen Gesellschaft als 
auch darüber hinaus. 

Bevor die systematische politische Philosophie entstand, 

entwickelten sich über Jahrtausende hinweg Vorstellungen 

von Ordnung, Herrschaft und gesellschaftlichem Zusammen-

leben. Diese frühen Modelle waren jedoch keine philo-

sophischen Theorien im modernen Sinne, sondern praktische 

oder religiös begründete Leitlinien für politische Organi-

sation. In Mesopotamien, Ägypten oder China wurden 

Herrschaft und Recht vor allem durch göttliche Autorität, 

Tradition oder moralische Prinzipien legitimiert. Sie boten 

Regeln für das Verhalten von Herrschern und Untertanen, 

ohne jedoch die grundlegenden Fragen politischer Ordnung 

theoretisch zu reflektieren. 

Erst mit der griechischen Philosophie beginnt eine neue 

Phase: Die Frage nach dem Staat wird nicht mehr nur 



 

5 

praktisch beantwortet, sondern begrifflich untersucht. Platon 

ist der Erste, der den Staat als ein philosophisches Projekt 

versteht und systematisch fragt, was Gerechtigkeit bedeutet, 

wie politische Ordnung entsteht und welche Rolle der 

Mensch in ihr spielt. Mit ihm beginnt die Tradition, politische 

Herrschaft nicht nur zu beschreiben, sondern zu begründen. 

Aristoteles führt diesen Ansatz fort, indem er reale Verfas-

sungen vergleicht und politische Strukturen empirisch 

untersucht. Damit entsteht erstmals eine Theorie des Staates, 

die sowohl normative als auch analytische Elemente umfasst. 

Diese Entwicklung markiert den Beginn der eigentlichen 

Staatstheorie. Sie baut auf älteren politischen Vorstellungen 

auf, geht aber weit über sie hinaus, weil sie die Grundlagen 

von Herrschaft, Recht und Gemeinschaft philosophisch 

hinterfragt. Die folgenden Kapitel knüpfen an diesen Ursp-

rung an und zeichnen nach, wie sich die Idee des Staates von 

der klassischen Philosophie bis in die Gegenwart entfaltet 

hat. 

 

2 – Die Idee des Staates in der Philosophie 

Die Geschichte des Staatsbegriffs beginnt nicht mit modernen 
Institutionen, sondern mit philosophischen Überlegungen 
darüber, wie Menschen zusammenleben sollen. Bereits in der 
Antike wurde der Staat nicht nur als politische, sondern als 
moralische und soziale Ordnung verstanden. Die frühen 
Theorien bilden bis heute den Ausgangspunkt jeder 
Diskussion über Legitimität, Gerechtigkeit und politische 
Organisation. 
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2.1 Platon: Der Staat als moralische Ordnung 

Platon entwickelte in seinem Werk Politeia eine 
idealtypische Vorstellung des Staates. Für ihn war der Staat 
ein Abbild der menschlichen Seele: Nur wenn Vernunft, Mut 
und Begierde in Harmonie stehen, kann eine gerechte 
Ordnung entstehen. Der Staat sollte daher von Philosophen 
regiert werden, die aufgrund ihrer Einsicht in das Gute fähig 
seien, das Gemeinwohl über persönliche Interessen zu stellen. 
Platons Modell ist kein historischer Staat, sondern ein 
normatives Ideal, das die Frage aufwirft, wie politische 
Macht legitimiert werden kann und welche Rolle Wissen in 
der Regierung spielt. 

2.2 Aristoteles: Der Mensch als politisches Wesen 

Aristoteles betrachtete den Staat weniger als Ideal und mehr 
als natürliche Form menschlicher Gemeinschaft. Der Mensch 
sei ein zoon politikon, ein Wesen, das nur in der Gemein-
schaft seine Bestimmung findet. Für Aristoteles entsteht der 
Staat aus kleineren Einheiten – Familie, Dorf, Polis – und 
dient dem Ziel, ein gutes und erfülltes Leben zu ermöglichen. 
Während Platon die Herrschaft der Weisen betonte, sah 
Aristoteles die politische Ordnung als Ergebnis praktischer 
Vernunft und sozialer Entwicklung. Seine Analyse bildet die 
Grundlage für spätere Überlegungen über Verfassung, 
Bürgerschaft und politische Teilhabe. 

2.3 Der Gesellschaftsvertrag: Hobbes, Locke und Rousseau 

Mit der Neuzeit verschob sich der Fokus von moralischen 
Idealen zu Fragen der Sicherheit und individuellen Freiheit. 
Die Theorien des Gesellschaftsvertrags gehen davon aus, 
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dass Menschen aus einem hypothetischen Naturzustand 
heraus einen Staat gründen, um bestimmte Ziele zu erreichen. 

 Thomas Hobbes sah den Naturzustand als gefährlich 
und chaotisch. Der Staat entsteht, um Frieden zu 
sichern, und erhält dafür ein starkes Gewaltmonopol. 

 John Locke betonte die natürlichen Rechte des 
Individuums. Der Staat soll diese Rechte schützen 
und verliert seine Legitimität, wenn er sie verletzt. 

 Jean-Jacques Rousseau stellte den Gemeinwillen 
(volonté générale) in den Mittelpunkt. Der Staat soll 
die Freiheit nicht einschränken, sondern ermöglichen, 
indem er den Willen des Volkes ausdrückt. 

Diese Theorien prägen bis heute die Diskussion über Legi-
timität, Bürgerrechte und die Grenzen staatlicher Macht. 

2.4 Moderne Staatsdefinitionen: Weber und darüber hinaus 

Im 20. Jahrhundert wurde der Staatsbegriff weiter präzisiert. 
Max Weber definierte den modernen Staat als jene politische 
Einheit, die innerhalb eines bestimmten Territoriums das 
legitime Gewaltmonopol besitzt. Diese nüchterne Definition 
löst den Staat von moralischen oder metaphysischen Vorstel-
lungen und beschreibt ihn als institutionelle Struktur, die auf 
Recht, Verwaltung und Durchsetzungskraft basiert. 

Spätere Denker wie Jürgen Habermas betonten die Bedeu-
tung öffentlicher Kommunikation, demokratischer Legitima-
tion und rechtsstaatlicher Verfahren. Der Staat wird nicht 
mehr nur als Machtapparat verstanden, sondern als Rahmen, 
in dem gesellschaftliche Konflikte friedlich ausgetragen und 
gemeinsame Entscheidungen getroffen werden können. 
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2.5 Bedeutung für die Gegenwart 

Die philosophischen Theorien zeigen, dass der Staat kein 
naturgegebenes Phänomen ist, sondern ein historisch gewach-
senes Konzept, das unterschiedliche Funktionen erfüllen 
kann: Sicherheit, Gerechtigkeit, Freiheit, Ordnung oder 
Selbstbestimmung. Diese Vielfalt erklärt, warum der 
Staatsbegriff in politischen Debatten – auch in der kurdischen 
Frage – so unterschiedlich interpretiert wird. Wer über 
Staatlichkeit spricht, bewegt sich immer in einem Spannungs-
feld zwischen Idealen, Interessen und historischen Erfah-
rungen. 

3 – Die Entstehung realer Staaten 

Die philosophischen Ideen über den Staat bilden den 
theoretischen Hintergrund, doch die tatsächliche Entstehung 
politischer Ordnungen verlief wesentlich komplexer. Staaten 
sind nicht das Ergebnis eines einzigen Moments oder einer 
klaren Entscheidung, sondern das Produkt historischer 
Prozesse, sozialer Konflikte und technologischer Entwick-
lungen. Um die heutige politische Landschaft zu verstehen – 
einschließlich der kurdischen Frage – ist es notwendig, die 
wichtigsten Etappen dieser Entwicklung nachzuzeichnen. 

3.1 Von Stadtstaaten zu frühen Reichen 

Die ersten politischen Gemeinschaften, die als Vorformen 
des Staates gelten können, entstanden im Nahen Osten, in 
Mesopotamien, Ägypten und später in Griechenland. Diese 
Stadtstaaten verfügten über Verwaltung, Rechtssysteme und 
militärische Strukturen, jedoch meist ohne klare territoriale 
Grenzen im modernen Sinn. Ihre Legitimität beruhte häufig 
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auf religiösen Vorstellungen, göttlicher Herrschaft oder 
dynastischer Tradition. 

Mit der Zeit bildeten sich größere politische Einheiten: 
Imperien wie das Assyrische, Persische oder Römische Reich 
vereinten unterschiedliche Völker unter einer zentralen 
Autorität. Diese Reiche waren jedoch weniger Staaten im 
modernen Sinne als vielmehr Herrschaftsgebilde, die auf 
militärischer Kontrolle und tributären Beziehungen beruhten. 
Sie schufen dennoch wichtige Grundlagen: Verwaltung, 
Infrastruktur, Rechtssysteme und die Idee einer übergeord-
neten politischen Ordnung. 

3.2 Mittelalterliche Herrschaftsformen 

Nach dem Zerfall des Römischen Reiches entstanden in 
Europa vielfältige Herrschaftsformen: Königreiche, Fürsten-
tümer, Stadtbünde und kirchliche Territorien. Politische 
Macht war zersplittert, und Loyalität beruhte oft auf 
persönlichen Bindungen, nicht auf abstrakten Institutionen. 
Der mittelalterliche Raum war daher kein System von 
Staaten, sondern ein Geflecht konkurrierender Autoritäten. 

Gleichzeitig entwickelten sich jedoch zentrale Elemente 
moderner Staatlichkeit: schriftliche Verwaltung, Steuer-
wesen, stehende Heere und erste Formen territorialer 
Abgrenzung. Diese Entwicklungen bereiteten den Übergang 
zur frühen Neuzeit vor. 

3.3 Der moderne Nationalstaat 

Der entscheidende Wandel vollzog sich zwischen dem 16. 
und 19. Jahrhundert. Mit der Reformation, dem Aufstieg des 
Handels, der Entwicklung moderner Bürokratien und der 
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zunehmenden Bedeutung von Territorium entstand der 
moderne Staat. Der Westfälische Frieden von 1648 gilt oft als 
symbolischer Beginn eines Systems souveräner Staaten, auch 
wenn viele seiner Prinzipien erst später vollständig umgesetzt 
wurden. 

Im 19. Jahrhundert setzte sich der Nationalstaat als dominan-
tes Modell durch. Die Idee, dass politische Grenzen mit 
kulturellen oder sprachlichen Gemeinschaften überein-
stimmen sollten, gewann an Bedeutung. Nationalbewegungen 
in Europa – darunter auch frühe kurdische Bestrebungen – 
orientierten sich an diesem Modell. Der Nationalstaat wurde 
zum zentralen Bezugspunkt politischer Identität, aber auch zu 
einer Quelle von Konflikten, da viele Regionen ethnisch und 
kulturell vielfältiger waren, als nationale Ideologien annah-
men. 

3.4 Kolonialismus und postkoloniale Staaten 

Mit der europäischen Expansion entstanden neue politische 
Ordnungen außerhalb Europas. Kolonialreiche zogen 
Grenzen, die oft wenig Rücksicht auf lokale Strukturen 
nahmen. Nach dem Zweiten Weltkrieg entstanden zahlreiche 
neue Staaten, deren Grenzen und Institutionen häufig 
koloniale Hinterlassenschaften widerspiegelten. Viele dieser 
Staaten sahen sich mit Herausforderungen konfrontiert: 
schwache Institutionen, ethnische Spannungen, wirtschaft-
liche Abhängigkeiten und unklare Legitimität. 

Auch die kurdische Frage ist eng mit dieser Epoche 
verbunden. Die Aufteilung des Osmanischen Reiches, die 
Grenzziehungen nach dem Ersten Weltkrieg und die 
Interessen externer Mächte führten dazu, dass die Kurden in 
mehreren Staaten lebten, ohne einen eigenen politischen 
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Rahmen zu erhalten. Die Folgen dieser Entscheidungen 
prägen die Region bis heute. 

3.5 Föderale, zentrale und autonome Modelle 

Moderne Staaten unterscheiden sich stark in ihrer inneren 
Struktur. Einige sind stark zentralisiert, andere setzen auf 
föderale oder autonome Modelle, um regionale Vielfalt zu 
berücksichtigen. Föderalismus kann Konflikte entschärfen, 
indem er lokale Selbstverwaltung ermöglicht, während 
zentralisierte Systeme oft auf Einheitlichkeit und Kontrolle 
setzen. 

Diese Vielfalt zeigt, dass Staatlichkeit kein starres Modell ist. 
Staaten können sich anpassen, reformieren oder neue Formen 
politischer Organisation entwickeln. Für die kurdische Frage 
bedeutet dies, dass zwischen vollständiger Unabhängigkeit 
und vollständiger Integration zahlreiche Zwischenformen 
existieren, die je nach Kontext unterschiedliche Chancen 
bieten. 

 

4 – Was macht einen Staat aus? 

Obwohl der Begriff „Staat“ alltäglich verwendet wird, 
herrscht oft Unklarheit darüber, was einen Staat im wissen-
schaftlichen Sinn tatsächlich ausmacht. Viele politische 
Diskussionen – auch innerhalb der kurdischen Gesellschaft – 
beruhen auf Missverständnissen oder unpräzisen Vorstellun-
gen. Um diese Debatten zu versachlichen, ist es notwendig, 
die grundlegenden Merkmale eines Staates klar zu definieren. 
In der Politikwissenschaft haben sich vier zentrale Elemente 
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herausgebildet, die zusammen den Kern moderner Staatlich-
keit bilden. 

4.1 Territorium 

Ein Staat existiert innerhalb eines klar abgegrenzten 
geografischen Raumes. Dieses Territorium umfasst Land-
flächen, Gewässer und den Luftraum. Die Grenzen können 
historisch gewachsen, vertraglich festgelegt oder durch 
Konflikte entstanden sein. Entscheidend ist, dass sie 
allgemein anerkannt oder zumindest durchsetzbar sind. Ohne 
ein definiertes Territorium kann keine stabile politische 
Ordnung entstehen, da unklar bleibt, wo staatliche Autorität 
beginnt und endet. 

4.2 Bevölkerung 

Ein Staat benötigt eine dauerhafte Bevölkerung, die innerhalb 
seines Territoriums lebt. Diese Bevölkerung muss nicht 
ethnisch homogen sein; im Gegenteil, die meisten modernen 
Staaten sind kulturell und sprachlich vielfältig. Entscheidend 
ist, dass die Menschen in einem rechtlichen Verhältnis zum 
Staat stehen – sei es durch Staatsbürgerschaft, Aufenthalts-
status oder andere Formen politischer Zugehörigkeit. Die 
Bevölkerung bildet die Grundlage für politische Legitima-
tion, wirtschaftliche Aktivität und gesellschaftliche Entwick-
lung. 

4.3 Gewaltmonopol 

Ein zentrales Merkmal des modernen Staates ist das 
Gewaltmonopol. Es bedeutet, dass nur der Staat das Recht 
hat, physische Gewalt zur Durchsetzung von Recht und 
Ordnung einzusetzen. Dieses Monopol ist nicht absolut, 
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sondern rechtlich gebunden und institutionell kontrolliert. 
Polizei, Militär und Justiz sind die wichtigsten Träger dieses 
Gewaltmonopols. Ohne ein funktionierendes Gewaltmonopol 
entstehen Machtvakuum, Unsicherheit und konkurrierende 
Autoritäten – ein Zustand, der häufig in Bürgerkriegen oder 
zerfallenden Staaten zu beobachten ist. 

4.4 Institutionen und Verwaltung 

Staatlichkeit setzt stabile Institutionen voraus: Regierung, 
Parlament, Gerichte, Verwaltung, öffentliche Dienste. Diese 
Strukturen ermöglichen es, Entscheidungen zu treffen, 
Gesetze umzusetzen und gesellschaftliche Prozesse zu 
organisieren. Institutionen schaffen Kontinuität, unabhängig 
davon, welche Personen gerade politische Ämter innehaben. 
Ein Staat ist daher mehr als eine Regierung; er ist ein 
dauerhaftes Gefüge von Regeln, Verfahren und Organisatio-
nen. 

4.5 Legitimität 

Neben den formalen Merkmalen spielt Legitimität eine 
entscheidende Rolle. Ein Staat kann nur dauerhaft bestehen, 
wenn ein erheblicher Teil der Bevölkerung seine Autorität 
akzeptiert. Legitimität kann aus verschiedenen Quellen 
stammen: demokratischer Beteiligung, Tradition, religiöser 
Autorität, wirtschaftlichem Erfolg oder internationaler Aner-
kennung. Fehlt diese Legitimität, entstehen Spannungen, 
Widerstand oder Abspaltungsbewegungen. 

4.6 Staatlichkeit als dynamisches Konzept 

Die genannten Merkmale definieren den Staat im modernen 
Sinn, doch sie sind nicht statisch. Staaten können sich 
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verändern, reformieren oder neue Formen politischer 
Organisation entwickeln. Föderale Systeme, autonome 
Regionen, supranationale Strukturen oder geteilte Souverä-
nität zeigen, dass Staatlichkeit flexibel ist. Diese Dynamik ist 
besonders relevant für Regionen, in denen unterschiedliche 
Vorstellungen von politischer Ordnung aufeinandertreffen – 
wie im kurdischen Kontext. 

4.7 Bedeutung für die kurdische Debatte 

Viele Missverständnisse in der kurdischen Diskussion über 
Staatlichkeit entstehen aus unklaren oder ideologisch 
verzerrten Vorstellungen darüber, was ein Staat ist und 
welche Aufgaben er erfüllt. Manche Bewegungen lehnen den 
Staat ab, ohne zwischen autoritären Regimen und 
demokratischen, rechtsstaatlichen Modellen zu 
unterscheiden. Andere idealisieren den Staat, ohne die 
institutionellen Voraussetzungen zu berücksichtigen, die für 
Stabilität und Legitimität notwendig sind. 

Eine nüchterne Analyse zeigt jedoch: Staatlichkeit ist kein 
Mythos, sondern ein praktisches Instrument zur Organisation 
von Sicherheit, Rechten und politischer Teilhabe. Ob ein 
eigener Staat notwendig oder sinnvoll ist, kann nur auf 
Grundlage eines klaren Verständnisses dieser Merkmale 
beurteilt werden. 

5 – Staatlichkeit und Selbstbestimmung 

Die Begriffe „Staatlichkeit“ und „Selbstbestimmung“ werden 
in politischen Debatten häufig miteinander vermischt, obwohl 
sie unterschiedliche Bedeutungen haben. Während Staatlich-
keit die Existenz eines politischen Gemeinwesens beschreibt, 
bezieht sich Selbstbestimmung auf das Recht eines Volkes 
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oder einer Gemeinschaft, über seine politischen, kulturellen 
und sozialen Angelegenheiten zu entscheiden. Um die 
kurdische Frage sachlich zu verstehen, ist es notwendig, 
beide Konzepte klar voneinander zu trennen und ihre 
Beziehung zueinander zu analysieren. 

5.1 Das völkerrechtliche Prinzip der Selbstbestimmung 

Das moderne Völkerrecht erkennt das Recht auf Selbst-
bestimmung als grundlegendes Prinzip an. Es wurde nach 
dem Zweiten Weltkrieg und im Zuge der Entkoloni-
alisierung gestärkt und besagt, dass Völker frei über ihren 
politischen Status entscheiden dürfen. Dieses Recht umfasst 
verschiedene Formen der politischen Organisation, darunter: 

 Unabhängigkeit 
 Autonomie 
 Föderale Lösungen 
 Demokratische Selbstverwaltung innerhalb eines 

bestehenden Staates 

Das Völkerrecht bevorzugt keine bestimmte Form. Es 
verpflichtet Staaten jedoch dazu, die politische Teilhabe und 
kulturelle Identität von Bevölkerungsgruppen zu 
respektieren. 

5.2 Selbstbestimmung bedeutet nicht automatisch 

Staatsgründung 

Ein weit verbreitetes Missverständnis besteht darin, Selbstbe-
stimmung mit der Gründung eines eigenen Staates gleichzu-
setzen. Historisch und rechtlich ist dies nicht korrekt. Viele 
Gemeinschaften üben Selbstbestimmung innerhalb bestehen-
der Staaten aus, etwa durch regionale Parlamente, kulturelle 
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Rechte oder föderale Strukturen. Die Gründung eines neuen 
Staates ist nur eine von mehreren möglichen Formen – und 
oft die konfliktreichste. 

Selbstbestimmung ist daher ein flexibles Konzept, das unter-
schiedliche politische Lösungen zulässt. Entscheidend ist, 
dass die betroffene Gemeinschaft ihre Interessen frei artiku-
lieren und ihre Zukunft selbst gestalten kann. 

Selbstbestimmung bedeutet für Kurdistan nicht die Akzep-
tanz fremdbestimmter Autonomie oder Föderation sondern 
die freie Wahl des politischen Status – einschließlich der 
Option auf Unabhängigkeit. 

5.3 Die Rolle von Legitimität und politischer Machbarkeit 

Ob eine Staatsgründung realistisch ist, hängt nicht nur vom 
Willen einer Gemeinschaft ab, sondern auch von politischen, 
wirtschaftlichen und geopolitischen Faktoren. Internationale 
Anerkennung, institutionelle Stabilität, wirtschaftliche Trag-
fähigkeit und regionale Sicherheitsinteressen spielen eine 
zentrale Rolle. Viele Unabhängigkeitsbewegungen scheiter-
ten nicht an mangelnder Identität, sondern an fehlender 
internationaler Unterstützung oder inneren strukturellen Sch-
wächen. 

Selbstbestimmung muss daher immer im Spannungsfeld 
zwischen idealen Vorstellungen und realpolitischen Bedin-
gungen betrachtet werden. 

5.4 Selbstbestimmung als kollektives und individuelles 

Recht 

Selbstbestimmung besitzt zwei Dimensionen: 
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 Kollektiv: das Recht eines Volkes, seine politische 
Ordnung zu bestimmen 

 Individuell: die politischen Rechte jedes einzelnen 
Menschen innerhalb eines Staates 

Ein Staat, der individuelle Rechte schützt, demokratische 
Teilhabe ermöglicht und kulturelle Vielfalt respektiert, erfüllt 
wesentliche Elemente der Selbstbestimmung, auch wenn er 
keine ethnisch homogene Struktur besitzt. Umgekehrt kann 
ein ethnisch definierter Staat Selbstbestimmung verletzen, 
wenn er autoritär regiert oder Minderheiten unterdrückt. 

5.5 Bedeutung für die kurdische Frage 

Die kurdische Gesellschaft ist politisch und ideologisch 
vielfältig. Während ein Teil der Kurden einen eigenen Staat 
als notwendige Form der Selbstbestimmung betrachtet, 
vertreten andere Bewegungen – darunter einflussreiche 
politische Organisationen – alternative Modelle wie 
demokratische Autonomie oder konföderale Strukturen. 
Diese Positionen beruhen auf unterschiedlichen historischen 
Erfahrungen, theoretischen Annahmen und politischen 
Strategien. 

Eine sachliche Analyse zeigt jedoch: 
Selbstbestimmung ist kein Entweder-oder zwischen Staat und 
Nicht-Staat. Sie ist ein Spektrum politischer Möglichkeiten, 
das von kultureller Autonomie bis zur vollständigen 
Unabhängigkeit reicht. Welche Form sinnvoll ist, hängt von 
den konkreten Bedingungen ab – von Sicherheit, 
Institutionen, internationaler Lage und dem Willen der 
Bevölkerung. 

5.6 Selbstbestimmung als Prozess 
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Selbstbestimmung ist kein einmaliger Akt, sondern ein 
fortlaufender Prozess. Sie entsteht durch politische Teilhabe, 
gesellschaftliche Organisation, Bildung, kulturelle 
Entwicklung und institutionelle Stabilität. Ein Staat kann 
diesen Prozess fördern oder behindern. Ebenso kann eine 
Bewegung für Selbstbestimmung konstruktiv oder destruktiv 
wirken, je nachdem, wie sie politische Ziele verfolgt. 

Für die kurdische Frage bedeutet dies, dass langfristige 
Perspektiven wichtiger sind als kurzfristige Parolen. 
Selbstbestimmung erfordert politische Reife, institutionelle 
Kompetenz und gesellschaftliche Einigkeit – unabhängig 
davon, ob das Ziel ein eigener Staat oder eine andere Form 
politischer Ordnung ist. 

 

6 – Die kurdische Frage im historischen Kontext 

Die kurdische Frage ist kein isoliertes Phänomen, sondern 
das Ergebnis einer langen historischen Entwicklung, die von 
imperialen Strukturen, geopolitischen Interessen und 
innergesellschaftlichen Dynamiken geprägt wurde. Um die 
heutigen politischen Positionen und Konflikte zu verstehen, 
ist es notwendig, die wichtigsten historischen Etappen 
nachzuzeichnen. Dabei zeigt sich, dass die kurdische Frage 
weniger aus kulturellen oder ethnischen Unterschieden 
entstand, sondern vor allem aus politischen Entscheidungen 
und Machtkonstellationen, die über Jahrhunderte hinweg 
wirkten. 
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6.1 Kurdische Identität und frühe politische Strukturen 

Die Kurden sind eine historisch gewachsene Gemeinschaft 
mit eigener Sprache, Kultur und regionaler Verankerung. In 
vormodernen Zeiten existierten kurdische Fürstentümer, 
Stämme und autonome Regionen, die in wechselnden 
Beziehungen zu größeren Reichen standen. Diese politischen 
Strukturen waren jedoch nicht mit modernen Staaten 
vergleichbar. Loyalität beruhte auf Stammesbindungen, 
religiösen Netzwerken und lokalen Autoritäten, nicht auf 
nationaler Identität im heutigen Sinn. 

Trotz dieser Vielfalt entwickelte sich im Laufe der Zeit ein 
gemeinsames kulturelles Bewusstsein, das durch Sprache, 
Traditionen und geografische Nähe gestützt wurde. Dieses 
Bewusstsein bildete später die Grundlage für politische 
Forderungen nach Selbstbestimmung. 

6.2 Die Rolle des Osmanischen und Persischen Reiches 

Über Jahrhunderte lebten die meisten Kurden im Grenzgebiet 
zwischen dem Osmanischen und dem Persischen Reich. 
Beide Reiche gewährten kurdischen Regionen häufig eine 
begrenzte Autonomie, solange sie militärische und 
steuerliche Pflichten erfüllten. Diese pragmatische Politik 
führte dazu, dass kurdische Gebiete zwar Teil großer 
Imperien waren, aber dennoch eigene lokale Strukturen 
bewahrten. 

Mit der Zentralisierungspolitik des 19. Jahrhunderts änderte 
sich diese Situation. Die osmanische Regierung versuchte, 
lokale Autoritäten zu schwächen und direkte Kontrolle zu 
etablieren. Dies führte zu Konflikten, Aufständen und einer 
zunehmenden Politisierung kurdischer Identität. 
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6.3 Der Erste Weltkrieg und die Neuordnung des Nahen 

Ostens 

Der entscheidende Wendepunkt für die kurdische Frage war 
der Zusammenbruch des Osmanischen Reiches nach dem 
Ersten Weltkrieg. In den Verhandlungen über die 
Neuordnung der Region wurden verschiedene Modelle 
diskutiert, darunter auch die Möglichkeit eines kurdischen 
Staates. Der Vertrag von Sèvres (1920) sah theoretisch ein 
kurdisches Referendum vor, doch dieser Vertrag wurde nie 
umgesetzt. 

Stattdessen setzte sich der Vertrag von Lausanne (1923) 
durch, der die heutigen Grenzen der Türkei festlegte und die 
Kurden auf mehrere Staaten verteilte: Türkei, Irak, Iran und 
Syrien. Diese Grenzziehungen erfolgten ohne Beteiligung der 
kurdischen Bevölkerung und ohne Rücksicht auf regionale 
Strukturen. Die Folgen dieser Entscheidungen prägen die 
politische Landschaft bis heute. 

6.4 Kurden in den Nationalstaaten des 20. Jahrhunderts 

Mit der Entstehung moderner Nationalstaaten wurden die 
Kurden Teil politischer Systeme, die häufig auf ethnische 
Homogenität ausgerichtet waren. In vielen dieser Staaten 
wurden kurdische Sprache, Kultur und politische 
Organisation eingeschränkt oder unterdrückt. Dies führte zu 
wiederkehrenden Aufständen, Repressionen und politischen 
Bewegungen, die unterschiedliche Ziele verfolgten – von 
kulturellen Rechten bis zur vollständigen Unabhängigkeit. 

Gleichzeitig entwickelten sich regionale Unterschiede: 
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 In Irak, (Süd Kurdistan) entstand nach 1991 eine 
autonome Region mit eigenen Institutionen. 

 In Iran (Ost Kurdistan) und Syrien (West Kurdistan) 
blieben kurdische Gebiete lange marginalisiert. 

 In der Türkei (Nord Kurdistan) entwickelte sich eine 
starke politische Bewegung, die verschiedene 
ideologische Modelle vertrat. 

 Die kurdische Präsenz im Kaukasus oder 1923–

1929 Rote Kurdistan (Kurdistana Sor) 

Diese Vielfalt zeigt, dass die kurdische Frage nicht einheit-
lich ist, sondern je nach Staat unterschiedliche Formen 
annahm. 

6.5 Ideologische Strömungen und politische Bewegungen 

Im 20. Jahrhundert entstanden verschiedene kurdische 
Organisationen, die unterschiedliche Vorstellungen von 
Staatlichkeit und Selbstbestimmung entwickelten. Einige 
Bewegungen orientierten sich am klassischen Modell des 
Nationalstaates, während andere – insbesondere seit den 
1990er Jahren – alternative Konzepte wie demokratische 
Autonomie oder konföderale Strukturen betonten. 

Diese ideologischen Unterschiede sind nicht nur theoretischer 
Natur, sondern beeinflussen politische Strategien, gesell-
schaftliche Organisation und das Verhältnis zu bestehenden 
Staaten. Sie erklären, warum innerhalb der kurdischen 
Gesellschaft unterschiedliche Positionen zur Frage eines 
eigenen Staates existieren. 
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6.6 Internationale Interessen und geopolitische Dynamiken 

Die kurdische Frage ist eng mit regionalen und interna-
tionalen Interessen verknüpft. Großmächte und Nachbar-
staaten nutzten kurdische Gruppen immer wieder als 
politische Verbündete oder Gegner, abhängig von ihren 
eigenen strategischen Zielen. Diese wechselnden Allianzen 
führten dazu, dass kurdische Bewegungen häufig zwischen 
Unterstützung und Isolation schwankten. 

Die geopolitische Lage erschwert bis heute stabile Lösungen. 
Staatliche Souveränität, regionale Sicherheitsinteressen und 
internationale Machtpolitik beeinflussen maßgeblich, welche 
Formen der Selbstbestimmung realistisch sind. 

6.7 Bedeutung für die Gegenwart 

Die historische Entwicklung zeigt, dass die kurdische Frage 
nicht aus kulturellen Konflikten entstand, sondern aus 
politischen Entscheidungen, Grenzziehungen und 
Machtverhältnissen. Sie ist das Ergebnis eines komplexen 
Zusammenspiels von Identität, Staatlichkeit und 
geopolitischen Interessen. Wer die heutige Situation 
verstehen will, muss diese historischen Linien 
berücksichtigen. 

 

7 – Aufklärung statt Polarisierung 

Die Diskussion über Staatlichkeit ist selten rein theoretisch. 
Sie berührt Identität, Geschichte, Macht und Zukunfts-
vorstellungen. Gerade in der kurdischen Frage wird deutlich, 
wie schnell politische Debatten emotional aufgeladen werden 
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können. Unterschiedliche historische Erfahrungen, ideolo-
gische Überzeugungen und persönliche Erwartungen führen 
dazu, dass der Begriff „Staat“ entweder idealisiert oder 
abgelehnt wird, ohne dass seine tatsächliche Bedeutung 
reflektiert wird. Dieses Kapitel zeigt, wie Aufklärung helfen 
kann, Polarisierung zu überwinden und konstruktive 
Diskussionen zu ermöglichen. 

7.1 Häufige Missverständnisse über Staatlichkeit 

Viele Konflikte entstehen aus unklaren oder verzerrten 
Vorstellungen darüber, was ein Staat ist und welche 
Funktionen er erfüllt. Zu den häufigsten Missverständnissen 
gehören: 

 Der Staat als Unterdrückungsapparat: Negative 
historische Erfahrungen führen oft zu einer 
pauschalen Ablehnung staatlicher Strukturen, ohne 
zwischen autoritären und demokratischen Modellen 
zu unterscheiden. 

 Der Staat als Garant aller Probleme: Manche 
Bewegungen idealisieren den Staat als Lösung für alle 
politischen und sozialen Herausforderungen, ohne die 
institutionellen Voraussetzungen zu berücksichtigen. 

 Staatlichkeit als ethnische Homogenität: Die 
Vorstellung, ein Staat müsse ethnisch einheitlich sein, 
widerspricht der Realität moderner, pluralistischer 
Gesellschaften. 

 Selbstbestimmung gleich Unabhängigkeit: Wie 
bereits gezeigt, ist Selbstbestimmung ein breites 
Spektrum politischer Möglichkeiten, nicht nur die 
Gründung eines neuen Staates. 
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Diese Missverständnisse erschweren sachliche Diskussionen 
und führen zu unnötigen ideologischen Fronten. 

7.2 Ideologie versus Realität 

Politische Bewegungen – auch innerhalb der kurdischen 
Gesellschaft – entwickeln oft umfassende ideologische 
Modelle, die bestimmte Formen politischer Ordnung bevor-
zugen oder ablehnen. Diese Modelle können inspirierend 
sein, aber sie ersetzen nicht die Analyse realer Bedingungen. 
Ideologie kann Orientierung bieten, doch sie darf nicht an die 
Stelle von Fakten treten. 

Eine aufgeklärte Debatte unterscheidet zwischen: 

 normativen Vorstellungen („Wie sollte die Welt 
sein?“) 

 empirischen Bedingungen („Wie ist die Welt 
tatsächlich?“) 

 realpolitischen Möglichkeiten („Was ist unter den 
gegebenen Umständen erreichbar?“) 

Nur wenn diese Ebenen klar getrennt werden, kann eine 
konstruktive Diskussion entstehen. 

7.3 Die Bedeutung von Wissen und historischer Perspektive 

Aufklärung bedeutet, politische Fragen auf Grundlage von 
Wissen, Analyse und historischer Erfahrung zu betrachten. 
Wer die Geschichte des Staatsbegriffs, die Entstehung 
moderner Staaten und die Entwicklung der kurdischen Frage 
kennt, kann politische Positionen besser einordnen und 
bewerten. Historisches Wissen schützt vor Vereinfachungen 
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und verhindert, dass komplexe Probleme auf Schlagworte 
reduziert werden. 

Eine informierte Debatte erkennt an, dass: 

 Staatlichkeit ein historisch gewachsenes Konzept ist 
 politische Lösungen immer kontextabhängig sind 
 unterschiedliche kurdische Regionen unterschiedliche 

Erfahrungen gemacht haben 
 keine einzelne Bewegung die gesamte kurdische 

Gesellschaft repräsentiert 

Diese Einsichten ermöglichen eine differenzierte Betrachtung 
der Gegenwart. 

7.4 Warum Polarisierung schadet 

Polarisierung führt dazu, dass politische Positionen verhärtet 
werden und Kompromisse unmöglich erscheinen. Sie 
verhindert, dass unterschiedliche Perspektiven gehört werden, 
und erschwert die Entwicklung realistischer Lösungen. In der 
kurdischen Frage kann Polarisierung dazu führen, dass 
Bewegungen gegeneinander arbeiten, anstatt gemeinsame 
Interessen zu verfolgen. 

Eine aufgeklärte Haltung erkennt an, dass: 

 politische Vielfalt kein Zeichen von Schwäche ist 
 unterschiedliche Modelle von Selbstbestimmung 

nebeneinander existieren können 
 langfristige Lösungen Kooperation erfordern 
 ideologische Reinheit oft praktische Fortschritte 

verhindert 
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Aufklärung bedeutet daher nicht Neutralität, sondern die 
Fähigkeit, komplexe Zusammenhänge zu verstehen und 
konstruktiv zu handeln. 

7.5 Der Wert nüchterner Analyse 

Nüchternheit ist kein Mangel an Leidenschaft, sondern eine 
Voraussetzung für politische Wirksamkeit. Wer politische 
Fragen ohne ideologische Verzerrung betrachtet, kann klarer 
erkennen, welche Schritte realistisch sind und welche Risiken 
bestehen. Dies gilt besonders für Fragen der Staatlichkeit, die 
tiefgreifende institutionelle, wirtschaftliche und geopolitische 
Konsequenzen haben. 

Eine aufgeklärte Debatte über die kurdische Frage basiert 
auf: 

 klaren Begriffen 
 historischer Kenntnis 
 realpolitischer Einschätzung 
 Respekt vor unterschiedlichen Perspektiven 
 dem Bewusstsein, dass politische Lösungen Zeit und 

Stabilität erfordern 

Aufklärung schafft damit die Grundlage für eine sachliche, 
konstruktive und zukunftsorientierte Diskussion. 

 

8 – Ein nüchterner Blick nach vorn 

Die Frage nach dem Staat ist so alt wie die politische 
Philosophie selbst und zugleich aktueller denn je. Von den 
frühen Überlegungen Platons bis zu modernen Debatten über 
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Selbstbestimmung und politische Ordnung zeigt sich, dass 
Staatlichkeit kein starres Konzept ist, sondern ein historisch 
gewachsenes Instrument zur Organisation des Zusammen-
lebens. Staaten entstehen, verändern sich, zerfallen oder 
entwickeln neue Formen – immer im Spannungsfeld 
zwischen Macht, Legitimität und gesellschaftlichen Bedürf-
nissen. 

Die kurdische Frage ist ein Beispiel dafür, wie komplex 
dieses Spannungsfeld sein kann. Sie ist das Ergebnis 
historischer Grenzziehungen, imperialer Interessen, national-
staatlicher Ideologien und innergesellschaftlicher Entwick-
lungen. Gleichzeitig zeigt sie, wie vielfältig politische 
Vorstellungen innerhalb einer Gemeinschaft sein können. 
Während einige Kurden einen eigenen Staat als notwendige 
Form der Selbstbestimmung betrachten, bevorzugen andere 
Bewegungen alternative Modelle, die auf Autonomie, 
Demokratie oder konföderalen Strukturen beruhen. 

Diese Vielfalt ist kein Zeichen von Schwäche, sondern 
Ausdruck politischer Reife. Sie zeigt, dass es keine einfache 
oder universelle Lösung gibt. Staatlichkeit ist kein 
Selbstzweck, sondern ein Mittel, um Sicherheit, Rechte und 
politische Teilhabe zu gewährleisten. Welche Form dieses 
Mittel annehmen sollte, hängt von konkreten Bedingungen 
ab: institutioneller Stabilität, gesellschaftlicher Einigkeit, 
internationaler Lage und langfristigen Perspektiven. 

Eine aufgeklärte Diskussion über die kurdische Frage 
erfordert daher mehr als Parolen oder ideologische 
Gewissheiten. Sie verlangt Wissen über die Geschichte des 
Staatsbegriffs, Verständnis für die Entstehung moderner 
politischer Ordnungen und Sensibilität für die unterschied-
lichen Erfahrungen kurdischer Gemeinschaften. Nur auf 
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dieser Grundlage lassen sich realistische und nachhaltige 
Lösungen entwickeln. 

Der nüchterne Blick nach vorn bedeutet, die Komplexität 
anzuerkennen, ohne sich von ihr lähmen zu lassen. Er 
bedeutet, politische Ziele mit institutioneller Verantwortung 
zu verbinden und historische Erfahrungen mit Zukunfts-
perspektiven zu verknüpfen. Er bedeutet auch, dass 
Selbstbestimmung ein Prozess ist, der durch Bildung, 
politische Teilhabe, gesellschaftliche Organisation und 
konstruktiven Dialog wächst – unabhängig davon, ob er in 
einem eigenen Staat oder innerhalb bestehender Strukturen 
verwirklicht wird. 

Diese Studie versteht sich als Beitrag zu einer solchen 
aufgeklärten Debatte. Sie bietet keine endgültigen Antworten, 
sondern eine Grundlage für reflektiertes Denken. Die Zukunft 
der kurdischen Frage wird nicht allein durch Ideologien oder 
geopolitische Interessen entschieden, sondern durch die 
Fähigkeit, Wissen, Erfahrung und politische Vernunft 
miteinander zu verbinden. In diesem Sinne bleibt die Frage 
nach dem Staat nicht nur eine politische, sondern auch eine 
intellektuelle und moralische Herausforderung – für die 
kurdische Gesellschaft ebenso wie für die internationale 
Gemeinschaft. 

9: Ist die Zeit des Nationalstaats vorbei? 

Der Nationalstaat als Modell 

Der Nationalstaat ist die prägendste politische Struktur der 
Moderne. Seit der Französischen Revolution wurde das 
Selbstbestimmungsrecht der Völker eng mit dem 
Nationalstaatsmodell verknüpft. Doch heute wird dieses 
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Modell durch Globalisierung, digitale Netzwerke und 
multiple Identitäten zunehmend infrage gestellt. Die Frage 
„Ist die Zeit des Nationalstaats vorbei?“ ist keine bloße 
Theorie – für staatenlose Völker wie die Kurd:innen ist sie 
existenziell. 

 

Historische Ursprünge des modernen Staates 

Die moderne Staatsidee entstand Ende des 18. Jahrhunderts 
mit der Amerikanischen und Französischen Revolution. 
Damals: 

 wurde Souveränität auf den Volkswillen gestützt, 
 nationale Identität mit territorialen Grenzen 

verknüpft, 
 zentrale Institutionen wie Verwaltung, Recht und 

Militär etabliert. 

Im 19. und 20. Jahrhundert: 

 erstarkten nationale Bewegungen in Europa, 
 erklärten Kolonien ihre Unabhängigkeit, 
 entstanden neue Staaten durch den Zerfall von 

Jugoslawien und der Sowjetunion. 

Heute existieren weltweit 195 Nationalstaaten – ein Beleg 
dafür, dass das Modell weiterhin relevant ist. 
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Die Rolle des Nationalstaats heute 

Nationalstaaten bleiben zentrale Akteure im globalen System. 
Grenzkontrollen, Sicherheitspolitik und diplomatische 
Vertretung erfolgen weiterhin staatlich. Gleichzeitig 
verändern neue Entwicklungen die Rolle des Staates: 

 supranationale Strukturen wie die EU, 
 digitale Staatsbürgerschaft und Migrationsidentitäten, 
 multikulturelle Gesellschaften. 

Diese Transformation bedeutet jedoch nicht das Ende des 
Nationalstaats – sondern seine Anpassung. 

 

Warum ist Staatlichkeit für Kurd:innen existenziell? 

Kurd:innen leben in vier Staaten, ohne in einem davon volle 
politische Repräsentation zu besitzen. Für sie ist Staatlichkeit 
nicht nur ein politisches Ziel, sondern eine historische 
Notwendigkeit zur Sicherung des Überlebens. 

Historische Brüche 

Im 20. Jahrhundert waren Kurd:innen mehrfach massiver 
Gewalt ausgesetzt: 

 Enfal-Operation im Irak (1988), 
 Dersim und Zilan in der Türkei, 
 Entnationalisierungspolitik in Syrien. 

Diese Beispiele zeigen: Staatenlosigkeit bedeutet 
strukturelle Verwundbarkeit. 
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Vorteile eines eigenen Staates 

1. Internationale Anerkennung und Legitimität 
Ein Staat ist völkerrechtlich Subjekt mit Grenzen, 
Institutionen und Vertretungsrecht – und genießt 
diplomatischen Schutz. 

2. Kollektive Sicherheitsmechanismen 
Ein Staat kann reguläre Streitkräfte und 
Verteidigungsstrukturen aufbauen – und so 
willkürliche Gewalt abschrecken. 

3. Schutz vor Völkermord und Massenverbrechen 
Sowohl Jüd:innen als auch Armenier:innen waren 
ohne Staat besonders gefährdet – mit Staat besser 
geschützt. 

4. Wirtschaftliche Unabhängigkeit und 
Ressourcenverwaltung 
Ein Staat verwaltet eigene Rohstoffe, Steuern und 
Handel – und beeinflusst direkt den Wohlstand der 
Bevölkerung. 

5. Kulturelle und sprachliche Absicherung 
Ein Staat institutionalisiert Sprache, Bildung und 
Kultur – und schützt vor Assimilation. 

6. Starke Bindung zur Diaspora 
Ein Staat organisiert, vertritt und schützt seine 
Diaspora – wie Israel für Jüd:innen. 

7. Internationale Unterstützung in Krisenzeiten 
Staaten erhalten bei Angriffen militärische, 
wirtschaftliche und diplomatische Hilfe – staatenlose 
Gemeinschaften nicht. 

Der Nationalstaat bleibt relevant 

Der Nationalstaat ist weiterhin Rahmen für politische 
Repräsentation, Sicherheit und kulturelle Existenz. Für 
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Kurd:innen ist Staatlichkeit keine ideologische Option, 
sondern eine historische Notwendigkeit und ein existenzielles 
Bedürfnis. Ein Staat garantiert institutionell die Sicherheit, 
Kultur, Zukunft und internationale Präsenz eines Volkes. 
Deshalb ist die kurdische Forderung nach Staatlichkeit nicht 
nur politisch, sondern zutiefst menschlich. 

 

Staatliche Transformationen seit 1945 

Seit 1945 entstanden über 120 neue Staaten. Gleichzeitig 
verschwanden einige: 

 Jugoslawien → 7 Staaten 
 Tschechoslowakei → 2 Staaten 
 DDR → vereint mit BRD 
 Sowjetunion → 15 Staaten 
 Zaire → Demokratische Republik Kongo 
 Osmanisches Reich → vollständig aufgelöst 
 Österreich-Ungarn → zerfallen 

Diese Staaten verschwanden – aber ihr Platz blieb nicht leer. 

 

Gibt es Länder ohne Staat? 

Nein. 
Jedes Territorium steht unter staatlicher Souveränität. 
Aber es gibt Völker ohne eigenen Staat. 
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Staatenlose Völker heute 

Neben den Kurd:innen: 

 Palästinenser:innen (teilweise anerkannt) 
 Sahrauis (unter marokkanischer Kontrolle) 
 Tibeter:innen (unter chinesischer Herrschaft) 
 Uigur:innen (unter chinesischer Herrschaft) 
 Rohingya (staatenlos in Myanmar und Bangladesch) 
 Tamil:innen (gescheiterter Staatsversuch in Sri 

Lanka) 

Diese Völker besitzen keinen eigenen Staat – leben aber unter 
fremder Kontrolle. 

 

Warum sind die Kurd:innen ein besonderer Fall? 

 Größte staatenlose Bevölkerung weltweit 
 Siedlungsgebiet auf vier Staaten verteilt und besetzt 
 Wiederholte kollektive Gewalt 
 Systematische Unterdrückung von Sprache, Kultur 

und Identität 

Deshalb ist die kurdische Forderung nach Staatlichkeit kein 
gewöhnlicher politischer Wunsch, sondern ein existenzielles 
Sicherheitsbedürfnis. 

 

Staatenlosigkeit bedeutet im Völkerrecht Schutzlosigkeit, 
fehlende Repräsentation und Sicherheitsdefizite. 
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Friedrich Hegel sagte nicht umsonst: 
„Der Staat ist der Gang Gottes in der Welt.“ 

 
 

Nachwort 

Die Auseinandersetzung mit Staatlichkeit und Selbst-
bestimmung ist eine intellektuelle wie politische Heraus-
forderung. Sie verlangt die Fähigkeit, historische Entwick-
lungen zu verstehen, theoretische Konzepte einzuordnen und 
aktuelle Realitäten nüchtern zu betrachten. Diese Studie hat 
versucht, einen solchen Zugang zu ermöglichen, ohne 
einfache Antworten zu geben oder komplexe Zusammen-
hänge zu vereinfachen. 

Die kurdische Frage zeigt, wie eng politische Identität, 
historische Erfahrung und staatliche Ordnung miteinander 
verwoben sind. Sie macht deutlich, dass Selbstbestimmung 
unterschiedliche Formen annehmen kann, auch wenn nicht 
alle Modelle denselben Ursprung oder dieselbe Zielrichtung 
besitzen. Autonomie- und Föderationslösungen wurden in 
vielen historischen Kontexten von externen Mächten als 
Kompromissmodelle vorgeschlagen, um bestehende staat-
liche Strukturen zu erhalten und die Forderungen unter-
drückter Bevölkerungsgruppen zu begrenzen. In diesem 
Sinne können sie als Übergangsformen verstanden werden, 
die politische Teilhabe ermöglichen, ohne jedoch die 
vollständige Unabhängigkeit zu verwirklichen. Gleichzeitig 
können solche Modelle – je nach Ausgestaltung – eine 
Vorstufe zu weitergehender Selbstbestimmung sein. 
Entscheidend bleibt, dass politische Entscheidungen auf 
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Wissen, Analyse und dem freien Willen der betroffenen 
Gemeinschaft beruhen, nicht auf Vorgaben externer Akteure. 

Die Zukunft der kurdischen Frage wird nicht allein durch 
geopolitische Kräfte oder ideologische Modelle bestimmt 
werden, sondern durch die Fähigkeit, unterschiedliche 
Perspektiven zu integrieren, institutionelle Strukturen aufzu-
bauen und langfristige Ziele mit realpolitischer Verantwort-
ung zu verbinden. Aufklärung kann diesen Prozess unter-
stützen, indem sie hilft, Begriffe zu klären, historische 
Erfahrungen zu verstehen und politische Debatten zu ver-
sachlichen. 

Wenn diese Studie dazu beiträgt, die Diskussion über 
Staatlichkeit und Selbstbestimmung ein Stück klarer, ruhiger 
und reflektierter zu führen, hat sie ihren Zweck erfüllt. 

 

 ©Alan Lezan || 03.04.2026

 

Glossar wichtiger Begriffe 

Autonomie 
Eine Form politischer Selbstverwaltung innerhalb eines 
bestehenden Staates. Autonome Regionen besitzen eigene 
Institutionen, Parlamente oder kulturelle Rechte, bleiben 
jedoch Teil des Gesamtstaates. 

Bürgerschaft (Staatsbürgerschaft) 
Das rechtliche Verhältnis zwischen Individuum und Staat. Es 
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umfasst Rechte (z. B. politische Teilhabe) und Pflichten (z. B. 
Gesetzestreue). 

Demokratie 
Eine politische Ordnung, in der Macht durch Wahlen, 
Rechtsstaatlichkeit und öffentliche Beteiligung legitimiert 
wird. Demokratie ist ein Verfahren, kein ethnisches oder 
kulturelles Merkmal. 

Föderalismus 
Ein politisches System, in dem Macht zwischen zentraler 
Regierung und regionalen Einheiten geteilt wird. Regionen 
besitzen eigene Kompetenzen, bleiben aber Teil eines 
gemeinsamen Staates. 

Gewaltmonopol 
Das Recht des Staates, physische Gewalt zur Durchsetzung 
von Recht und Ordnung einzusetzen. Es ist an Gesetze 
gebunden und institutionell kontrolliert. 

Identität (kollektiv) 
Das gemeinsame kulturelle, sprachliche oder historische 
Bewusstsein einer Gruppe. Kollektive Identität ist wandelbar 
und entsteht durch soziale Prozesse, nicht durch biologische 
Merkmale. 

Imperium 
Ein Großreich, das verschiedene Völker und Regionen unter 
einer zentralen Herrschaft vereint. Imperien basieren oft auf 
militärischer Kontrolle und tributären Beziehungen. 

Institutionen 
Dauerhafte Strukturen wie Parlamente, Gerichte, 
Verwaltungen oder Behörden, die politische Entscheidungen 
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treffen und umsetzen. Institutionen sichern Stabilität und 
Kontinuität. 

Konföderalismus 
Ein Modell politischer Organisation, bei dem lokale 
Einheiten weitgehende Selbstverwaltung besitzen und lose 
miteinander kooperieren. Die zentrale Ebene ist schwach 
oder symbolisch. 

Legitimität 
Die gesellschaftliche Anerkennung staatlicher Autorität. 
Legitimität kann aus demokratischer Beteiligung, Tradition, 
wirtschaftlichem Erfolg oder internationaler Anerkennung 
entstehen. 

Nationalstaat 
Ein Staat, der sich auf die Idee stützt, dass politische Grenzen 
mit einer kulturellen oder sprachlichen Gemeinschaft 
übereinstimmen sollen. In der Realität sind die meisten 
Nationalstaaten ethnisch vielfältig. 

Naturzustand 
Ein theoretisches Konzept der politischen Philosophie 
(Hobbes, Locke, Rousseau), das beschreibt, wie Menschen 
ohne staatliche Ordnung leben würden. Dient als 
Ausgangspunkt für Gesellschaftsvertragstheorien. 

Selbstbestimmung 
Das Recht eines Volkes oder einer Gemeinschaft, über seine 
politischen, kulturellen und sozialen Angelegenheiten zu 
entscheiden. Selbstbestimmung kann Unabhängigkeit, 
Autonomie oder andere Formen politischer Teilhabe 
umfassen. 
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Souveränität 
Die höchste politische Autorität innerhalb eines Territoriums. 
Ein souveräner Staat entscheidet unabhängig über seine 
inneren und äußeren Angelegenheiten. 

Staat 
Eine politische Einheit mit Territorium, Bevölkerung, 
Gewaltmonopol und stabilen Institutionen. Der Staat ist ein 
historisch gewachsenes Instrument zur Organisation des 
Zusammenlebens. 

Staatsbildung 
Der Prozess, durch den politische Strukturen entstehen, sich 
stabilisieren oder reformiert werden. Staatsbildung umfasst 
Verwaltung, Rechtssysteme, Institutionen und Legitimität. 

Territorium 
Der geografisch abgegrenzte Raum, in dem ein Staat seine 
Autorität ausübt. Territorium ist ein zentrales Element 
moderner Staatlichkeit. 

Völkerrecht 
Das Rechtssystem, das die Beziehungen zwischen Staaten 
regelt. Es umfasst Prinzipien wie Souveränität, territoriale 
Integrität und das Recht auf Selbstbestimmung. 

Volk 
Ein politischer Begriff, der sich auf eine Gemeinschaft 
bezieht, die sich als Träger politischer Souveränität versteht. 
Er ist nicht identisch mit ethnischer Zugehörigkeit. 


